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A. Zielsetzung 

Dauerhafte Verbesserung von Wachstum und Beschäftigung 
durch verstärkte Förderung der Investitionstätigkeit im Rah-
men einer Gemeinschaftsinitiative aller für die Wirtschaft Ver-
antwortlichen und Verbesserung der Steuerstruktur durch 
Umschichtung von der direkten auf die indirekte Steuerbela-
stung. Zeitnahe Besteuerung von unbebauten baureifen 
Grundstücken, Vermeidung des steuerlichen Anreizes zur Hal-
tung von Grundstücken und Verbesserung der Finanzkraft der 
Gemeinden. Verbesserung der Ausbildungssituation und der 
Arbeitsmarktchancen Jugendlicher. 

B. Lösung 

a) Einführung einer befristeten Investitionszulage von 
10v. H. 

b) Erhöhung der Umsatzsteuersätze von 13/6,5 v. H. auf 
14/7 v. H. ab 1. Juli 1983. 

c) Vorgezogene Neubewertung der unbebauten baureifen 
Grundstücke. 

d) Beschleunigung des Steuereingangs bei Mehrergebnissen 
aus länger dauernden, noch laufenden Betriebsprüfungen. 

e) Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Gewährung 
von Bildungsbeihilfen an arbeitslose Jugendliche. 
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f) Der Bundeszuschuß zur Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestellten wird im Jahre 1984 um rd. 1,3 Mrd. DM 
gekürzt. Der Ausgleich der Mindereinnahmen der Renten-
versicherung erfolgt dadurch, daß schon zum 1. Januar 1984 
eine Beteiligung der Rentner an den Kosten ihrer Kranken-
versicherung eingeführt wird. Zu diesem Zweck wird in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten so-
wie in der knappschaftlichen Rentenversicherung der Bei-
tragszuschuß zu den Krankenversicherungsbeiträgen der 
Rentner, der vom Jahre 1983 an grundsätzlich allen Rent-
nern in Höhe von 11,8 v. H. der Rente geleistet wird, um ei-
nen Prozentpunkt gemindert. 

In der Altershilfe für Landwirte sind gleichgerichtete Rege-
lungen vorgesehen. 

C. Alternative 

keine 

D. Kosten 

Die Steuermindereinnahmen durch die vorgesehene Investi-
tionszulage werden auf insgesamt rd. 4 Mrd. DM geschätzt; da-
von entfallen 1 850 Mio. DM auf den Bund, 1 870 Mio. DM auf 
die Länder und 280 Mio. DM auf die Gemeinden. Der Bund wird 
zusätzlich dazu durch beschäftigungsfördernde Maßnahmen 
in den Jahren 1982 bis 1985 mit Zahlungen aus dem Bundes-
haushalt in einer Größenordnung von rd. 1,6 Mrd. DM bela-
stet. 

Diese Maßnahmen von insgesamt rd. 5,6 Mrd. DM sollen im we-
sentlichen durch Anhebung der Umsatzsteuer um 1 v. H.-Punkt 
(0,5 v. H.-Punkte für ermäßigt besteuerte Umsätze) ab 1. Juli 
1983 sowie durch Kürzung des Bundeszuschusses zur Renten-
versicherung der Arbeiter und der Angestellten und durch 
Minderausgaben der knappschaftlichen Rentenversicherung 
und der Krankenversicherung der Landwirte (1984 insgesamt 
rd. 1,4 Mrd. DM) finanziert werden. 

In der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten 
ergeben sich in 1984 Mindereinnahmen von rd. 1,3 Mrd. DM, die 
durch eine Beteiligung der Rentner an den Kosten ihrer Kran-
kenversicherung ausgeglichen werden. 

Im einzelnen wird auf die Übersicht über die finanziellen Aus-
wirkungen in der Begründung zum Gesetzentwurf verwie-
sen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (44) - 522 00 - Ste 125/82 
Bonn, den 23. März 1982 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf ei-
nes Gesetzes über steuerliche und sonstige Maßnahmen für Arbeitsplätze, Wachs-
tum und Stabilität (Beschäftigungsförderungsgesetz — BeschäftFG) mit Begrün-
dung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat, dem der Gesetzentwurf als besonders eilbedürftig zugeleitet wor-
den ist, wird die Vorlage am 26. März 1982 beraten. Seine Stellungnahme und die 
Gegenäußerung der Bundesregierung werden unverzüglich nachgereicht wer-
den. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes über steuerliche und sonstige Maßnahmen für 
Arbeitsplätze, Wachstum und Stabilität (Beschäftigungsförderungsgesetz — 
BeschäftFG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Investitionszulagengesetz 

Das Investitionszulagengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 1979 (BGBl. I S. 24), 
zuletzt geändert durch Artikel 35 des Gesetzes vom 
22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523), wird wie folgt 
geändert: 

1. Nach § 4 a wird folgender § 4 b eingefügt: 

„§ 4 b 

Investitionszulage zur Förderung 
der Beschäftigung 

(1) Steuerpflichtigen im Sinne des Einkom-
mensteuergesetzes und Steuerpflichtigen im 
Sinne des Körperschaftsteuergesetzes, soweit sie 
nicht von der Körperschaftsteuer befreit sind, 
wird für begünstigte Investitionen, die sie in ei-
nem Betrieb oder einer Betriebstätte im Inland 
vornehmen, auf Antrag eine Investitionszulage 
gewährt. Werden die Investitionen von einer Ge-
sellschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 des 
Einkommensteuergesetzes vorgenommen, gilt 
Satz 1 mit der Maßgabe, daß der Gesellschaft 
eine Investitionszulage gewährt wird. 

(2) Begünstigte Investitionen im Sinne des Ab-
satzes 1 sind 

1. die Anschaffung oder Herstellung von neuen 
abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens, 

a) die nicht zu den geringwertigen Wirt-
schaftsgütern im Sinne des § 6 Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes gehören und 

b) die, 

aa) soweit es sich um Seeschiffe handelt, 
mindestens acht Jahre nach ihrer An-
schaffung oder Herstellung in einem 
inländischen Seeschiffsregister einge-
tragen sind und während dieses Zeit-
raums die Flagge der Bundesrepublik 
Deutschland führen, 

bb) soweit es sich um Luftfahrzeuge han-
delt, mindestens sechs Jahre nach ih-
rer Anschaffung oder Herstellung in 
der deutschen Luftfahrzeugrolle ein-
getragen sind, 

cc) soweit es sich um andere bewegliche 
Wirtschaftsgüter handelt, mindestens 
drei Jahre nach ihrer Anschaffung 
oder Herstellung in einem Betrieb 
oder einer Betriebstätte im Inland 
verbleiben, 

2. nachträgliche Herstellungsarbeiten an ab-
nutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens, die die Voraussetzun-
gen der Nummer 1 Buchstaben a und b erfül

-

len, 

3. die Herstellung von abnutzbaren unbewegli-
chen Wirtschaftsgütern des Anlagevermö-
gens, soweit sie nicht Wohnzwecken dienen, 
die mindestens drei Jahre nach ihrer Herstel-
lung in einem Betrieb oder einer Betrieb-
stätte im Inland verbleiben, 

4. nachträgliche Herstellungsarbeiten an ab-
nutzbaren unbeweglichen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens, soweit die Aufwendun-
gen nicht auf Gebäude oder Gebäudeteile ent-
fallen, die Wohnzwecken dienen. 

Voraussetzung ist, daß die Wirtschaftsgüter 
nachweislich nach dem 31. Dezember 1981 und 
vor dem 1. Januar 1983 vom Steuerpflichtigen be-
stellt worden sind oder daß der Steuerpflichtige 
in diesem Zeitraum mit der Herstellung der Wirt-
schaftsgüter oder mit den nachträglichen Her-
stellungsarbeiten begonnen hat. Als Beginn der 
Herstellung gilt bei Baumaßnahmen, zu deren 
Durchführung eine Baugenehmigung erforder-
lich ist, der Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Bau-
genehmigung gestellt wird. Weitere Vorausset-
zung ist, daß die Wirtschaftsgüter vor dem 1. Ja-
nuar 1984 geliefert oder fertiggestellt oder die 
nachträglichen Herstellungsarbeiten im Sinne 
des Satzes 1 Nr. 2 vor diesem Zeitpunkt beendet 
werden. An die Stelle des 1. Januar 1984 tritt bei 
Investitionen im Sinne des Satzes 1 Nr. 3 und 4 
der 1. Januar 1985. Baumaßnahmen eines Mie-
ters oder sonstigen Nutzungsberechtigten sind 
bei dem Mieter oder sonstigen Nutzungsberech-
tigten Investitionen im Sinne des Satzes 1 Nr. 3 
oder 4, wenn sie bei der Gewinnermittlung des 
Mieters oder sonstigen Nutzungsberechtigten 
wie Herstellungskosten von abnutzbaren unbe-
weglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermö-
gens oder wie nachträgliche Herstellungsarbei-
ten an abnutzbaren unbeweglichen Wirtschafts-
gütern des Anlagevermögens zu behandeln sind. 
Die Anschaffung oder die Herstellung eines Wirt-
schaftsgutes sowie nachträgliche Herstellungs-
arbeiten an einem Wirtschaftsgut sind nur be-
günstigt, wenn das Wirtschaftsgut ausschließlich 
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oder fast ausschließlich betrieblich genutzt 
wird. 

(3) Die Investitionszulage beträgt 10 vom Hun-
dert der Bemessungsgrundlage. Bemessungs-
grundlage ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Begünstigungsvolumen (Absatz 4) und dem 
Vergleichsvolumen (Absatz 5). Soweit das Ver-
gleichsvolumen die Bemessungsgrundlage eines 
Wirtschaftsjahrs gemindert hat, wird es bei der 
Ermittlung der Bemessungsgrundlage eines spä-
teren Wirtschaftsjahres nicht berücksichtigt. 

(4) Begünstigungsvolumen ist die Summe der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten der im 
Wirtschaftsjahr angeschafften oder hergestell-
ten Wirtschaftsgüter und der Herstellungskosten 
der im Wirtschaftsjahr beendeten nachträgli-
chen Herstellungsarbeiten, die begünstigte Inve-
stitionen sind. In das Begünstigungsvolumen 
können Anzahlungen auf Anschaffungskosten 
und Teilherstellungskosten einbezogen werden, 
die im Wirtschaftsjahr für begünstigte Investitio-
nen aufgewendet worden sind. Die nach Satz 1 
begünstigten Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten dürfen im Wirtschaftsjahr der Anschaf-
fung oder Herstellung bei der Ermittlung des Be-
günstigungsvolumens nur berücksichtigt wer-
den, soweit sie die in das Begünstigungsvolumen 
einbezogenen Anzahlungen oder Teilherstel-
lungskosten übersteigen. § 7 a Abs. 2 Satz 3 bis 5 
des Einkommensteuergesetzes gilt entspre-
chend. 

(5) Vergleichsvolumen ist die Summe der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten der in den 
drei letzten vor dem 1. Januar 1982 abgelaufenen 
Wirtschaftsjahren in dem Betrieb angeschafften 
oder hergestellten Wirtschaftsgüter im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 oder 3 und der in diesem 
Zeitraum in dem Betrieb beendeten nachträgli-
chen Herstellungsarbeiten im Sinne des Absat-
zes 2 Satz 1 Nr. 2 oder 4, geteilt durch die Anzahl 
dieser Wirtschaftsjahre. 

(6) Überläßt ein Unternehmen Wirtschaftsgü-
ter zur Nutzung an andere Unternehmen, so wer-
den die zur Nutzung überlassenen Wirtschaftsgü-
ter bei der Ermittlung des Begünstigungsvolu-
mens und des Vergleichsvolumens dem nutzen-
den Unternehmen zugerechnet, wenn 

1. das die Nutzung überlassende Unternehmen 
an dem nutzenden Unternehmen oder 

2. das nutzende Unternehmen an dem die Nut-
zung überlassenden Unternehmen oder 

3. ein drittes Unternehmen sowohl an dem nut-
zenden als auch an dem die Nutzung überlas-
senden Unternehmen unmittelbar oder mit-
telbar zu mehr als 25 vom Hundert beteiligt 
ist. Dasselbe gilt, wenn sowohl an dem nutzen-
den als auch an dem die Nutzung überlassen-
den Unternehmen dieselben Personen unmit-
telbar oder mittelbar zu mehr als 50 vom Hun-
dert beteiligt sind. 

(7) § 1 Abs. 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „§§ 1 bis 
4 a" durch die Worte „§§ 1 bis 4 b" ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Worte „§§ 1, 4" durch 
die Worte „§§ 1, 4 oder 4 b" ersetzt. 

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 
„Für die Inanspruchnahme einer Investi-
tionszulage nach § 4 b gilt Entsprechen-
des."  

c) In Absatz 2 werden die Worte „§§ 1, 4 und 4 a" 
durch die Worte „§§ 1 und 4 bis 4 b" ersetzt. 

d) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Fall des § 4 b gilt Satz 1 mit der Maßgabe, 
daß der Anspruch erlischt, soweit die Wirt-
schaftsgüter während der in § 4 b Abs. 2 Nr. 1 
Buchstabe b und Nr. 3 genannten Zeiträumen 
die dort bezeichneten Voraussetzungen nicht 
erfüllen." 

Artikel 2 

Gesetz über eine Investitionszulage 
für Investitionen in der Eisen- und Stahlindustrie 

Das Gesetz über eine Investitionszulage für Inve-
stitionen in der Eisen- und Stahlindustrie vom 
22. Dezember 1981 (BGBl. I  S. 1523) wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In § 2 Abs. 4 Satz 3 werden nach dem Wort „Tech-
nologien" die Worte „sowie die Investitionszulage 
nach § 4 b des Investitionszulagengesetzes" ein-
gefügt. 

2. In § 3 werden die Worte „§§ 4 oder 4 a des Investi-
tionszulagengesetzes" durch die Worte „§§ 4, 4 a 
oder 4 b des Investitionszulagengesetzes" er-
setzt. 

Artikel 3 

Umsatzsteuergesetz 

Das Umsatzsteuergesetz vom 26. November 1979 
(BGBl. I  S. 1953), zuletzt geändert durch Artikel 36 
des Gesetzes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I 
S. 1523), wird wie folgt geändert: 

1. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „dreizehn vom 
Hundert" durch die Worte „vierzehn vom 
Hundert" ersetzt. 
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b) In Absatz 2 werden die Worte „sechsundein-
halb vom Hundert" durch die Worte „sieben 
vom Hundert" ersetzt. 

2. In § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, die ihre derzeit gel-
tende Fassung durch § 28 Abs. 3 erhalten hat, 
werden die Worte „dreizehn vom Hundert" durch 
die Worte „vierzehn vom Hundert" ersetzt. 

3. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Änderungen dieses Gesetzes sind, so-
weit nichts anderes bestimmt ist, auf Umsätze 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 anzuwen-
den, die ab dem Inkrafttreten der maßgebli-
chen Änderungsvorschrift ausgeführt wer-
den. Das gilt für Lieferungen und sonstige 
Leistungen auch insoweit, als die Steuer da-
für nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Satz 4 
oder Buchstabe b Satz 1 vor dem Inkrafttre-
ten der Änderungsvorschrift entstanden ist. 
Die Berechnung dieser Steuer ist für den Vor-
anmeldungszeitraum zu berichtigen, in dem 
die Lieferung oder sonstige Leistung ausge-
führt wird."  

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

4. In der Anlage (zu § 12 Abs. 2 Nr. 1) wird die Über-
schrift wie folgt gefaßt: 

„Liste der dem ermäßigten Steuersatz unterlie-
genden Gegenstände". 

Artikel 4 

Bewertungsgesetz 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. September 1974 (BGBl. I 
S. 2369), zuletzt geändert durch Artikel 38 des Geset-
zes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 19 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a werden in der 
Klammer die Worte „§§ 72, 74 und 75" durch die 
Worte „§§ 72 bis 75" ersetzt. 

2. § 73 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Baureife Grundstücke sind unbebaute 
Grundstücke, die nach ihrer Lage, Form und 
Größe sowie nach öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften sofort bebaubar sind." 

b) Es wird folgender Satz angefügt: 

„Die Gemeinden teilen den Finanzämtern 
zum jeweiligen Feststellungszeitpunkt die 
unbebauten Grundstücke mit, für die nach öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften eine sofor-
tige bauliche Nutzung zulässig ist."  

Artikel 5 

Grundsteuergesetz 

Im Grundsteuergesetz vom 7. August 1973 
(BGBl. I S. 965), geändert durch Artikel 15 des Geset-
zes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird 
nach § 13 der folgende § 13 a eingefügt: 

„§ 13 a  

Nachträgliche Ermäßigung des 
Steuermeßbetrags 

(1) Wird ein baureifes Grundstück als bebautes 
Grundstück fortgeschrieben, so ist zugunsten des-
jenigen, der im Zeitpunkt dieser Fortschreibung 
Eigentümer ist, der Steuermeßbetrag nachträg-
lich auf den Steuermeßbetrag herabzusetzen, der 
sich ergibt, wenn der nach den Wertverhältnissen 
vom 1. Januar 1983 maßgebende Einheitswert nur 
mit 10 vom Hundert angesetzt wird. Der Steuer-
meßbetrag ist mit Wirkung von dem Zeitpunkt ab 
herabzusetzen, der drei Kalenderjahre vor dem 
Zeitpunkt liegt, auf den das baureife Grundstück 
als bebautes Grundstück fortgeschrieben wird, 
frühestens jedoch von dem Zeitpunkt der Feststel-
lung als baureifes Grundstück ab. Ist das Grund-
stück dem Eigentümer erst von einem Zeitpunkt 
ab zugerechnet worden, der später liegt als der 
nach Satz 2 maßgebende Zeitpunkt, so wird die 
Herabsetzung vom Zeitpunkt der Zurechnung ab 
vorgenommen. 

(2)Auf Antrag des Eigentümers ist nach Baube-
ginn die Vollziehung des Grundsteuermeßbeschei-
des insoweit auszusetzen, als eine Herabsetzung 
nach Absatz 1 zu erwarten ist. § 361 Abs. 3 der Ab-
gabenordnung gilt entsprechend." 

Artikel 6 

Gesetz zur Neubewertung 
unbebauter baureifer Grundstücke 
(Teilhauptfeststellungsgesetz 1983 — 

TeilhauptG 1983) 

§ 1 

Teilhauptfeststellung 1983 

(1) Für unbebaute baureife Grundstücke im Sinne 
des § 73 des Bewertungsgesetzes werden die Ein-
heitswerte auf den Beginn des Kalenderjahres 1983 
neu festgestellt (Teilhauptfeststellung 1983). Die 
Gutachterausschüsse nach dem Bundesbaugesetz 
haben auf den Teilhauptfeststellungszeitpunkt Bo-
denrichtwerte für diese Grundstücke zu ermitteln 
und den Finanzämtern mitzuteilen. Der Zeitpunkt 
der nächsten Hauptfeststellung der Einheitswerte 
für die unbebauten baureifen Grundstücke wird 
durch besonderes Gesetz bestimmt. 

(2) Treten nach dem Teilhauptfeststellungszeit-
punkt die Voraussetzungen für eine Feststellung 
nach § 73 des Bewertungsgesetzes ein oder entfallen 
diese nach dem Teilhauptfeststellungszeitpunkt, so 
sind die Einheitswerte ohne Beachtung der Wert- 
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fortschreibungsgrenzen des § 22 Abs. 1 Nr. 1 des 
Bewertungsgesetzes fortzuschreiben. Erklärungen 
nach § 28 Abs. 1 Satz 1 des Bewertungsgesetzes sind 
nur auf besondere Aufforderung der Finanzbehörde 
abzugeben. § 91 Abs. 2 Satz 3 des Bewertungsgeset-
zes ist für die Dauer des Teilhauptfeststellungszeit-
raumes 1983 nicht anzuwenden. 

§ 2  
Anwendung der Einheitswerte 

Die Einheitswerte der Teilhauptfeststellung 1983 
sind erstmals anzuwenden bei der Feststellung von 
Einheitswerten der gewerblichen Betriebe auf den 
1. Januar 1983 und bei der Festsetzung von Steuern, 
bei denen die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 
1982 entsteht. Entsprechendes gilt für die nach § 12 
Abs. 3 und 4 des Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuergesetzes maßgebenden Werte und für Stich-
tagswerte bei der Grunderwerbsteuer. Artikel 10 § 3 
des Gesetzes zur Reform des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuerrechts vom 17. April 1974 (BGBl. I 
S. 933) und Artikel 10 § 3 des Vermögensteuerre-
formgesetzes vom 17. April 1974 (BGBl. I S. 949) fin-
den insoweit keine Anwendung. 

§3 

Teilhauptveranlagung der Grundsteuermeßbeträge 

Die Grundsteuermeßbeträge für die nach § 1 neu 
bewerteten Grundstücke werden auf den 1. Januar 
1983 neu festgesetzt (Teilhauptveranlagung 1983). 
Sie gelten erstmals für die Grundsteuer des Kalen-
derjahres 1983; § 16 Abs. 2 des Grundsteuergesetzes 
ist insoweit nicht anzuwenden. 

§4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 7 

Abgabenordnung 

§ 164 Abs. 2 der Abgabenordnung vom 16. März 
1976 (BGBl. I S. 613; 1977 I S. 269), zuletzt geändert 
durch Artikel 37 des Gesetzes vom 22. Dezember 
1981 (BGBl. I S. 1523), wird wie folgt geändert: 

1. Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Dies ist auch zulässig zur Berücksichtigung von 
Ergebnissen einer noch nicht abgeschlossenen 
Ermittlung der  Besteuerungsgrundlagen."  

2. Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 

Artikel 8 

Gesetz über die Gewährung von Bildungsbeihilfen 
für arbeitslose Jugendliche aus Bundesmitteln 

§1 

Die Bundesanstalt für Arbeit gewährt arbeitslo-
sen Jugendlichen aus den hierfür zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmitteln des Bundes in den Jahren 
1982 bis 1985 Bildungsbeihilfen zur Erleichterung 
der beruflichen Eingliederung. Auf die Leistungen 
besteht kein Rechtsanspruch. Verwaltungskosten 
werden der Bundesanstalt für Arbeit nicht erstat-
tet. 

§2 

Die Leistungen nach § 1 werden nach Richtlinien 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
gewährt. Bildungsbeihilfen können arbeitslose Ju-
gendliche erhalten, die das 22. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, wenn sie mindestens vier Mo-
nate lang eine die Beitragspflicht begründende Be-
schäftigung ausgeübt haben und mindestens drei 
Monate bei der Bundesanstalt für Arbeit arbeitslos 
gemeldet waren. Gefördert werden kann die Teil-
nahme an einer nicht den Schulgesetzen der Länder 
unterliegenden Bildungsmaßnahme mit Vollzeitun-
terricht und einer Dauer von mindestens sechs Wo-
chen und höchstens einem Jahr, wenn sie der beruf-
lichen Eingliederung förderlich ist. Die Höhe der Bil-
dungsbeihilfen richtet sich nach § 40 a des Arbeits-
förderungsgesetzes; für die Erstattung der Maßnah-
mekosten können Höchstbeträge festgelegt wer-
den. 

§3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

§4 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1985 außer Kraft. 

Artikel 9 

Regelungen über eine Beteiligung der Rentner 
an den Kosten ihrer Krankenversicherung 

§1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. In § 1304e Abs. 2 wird die Zahl „11,8" durch die 
Zahl „10,8" ersetzt. 

2. § 1314 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Träger der Rentenversicherung der Arbei

-

ter und die Bundesversicherungsanstalt für An- 
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gestellte erstatten der Bundesknappschaft 25 
vom Hundert der Aufwendungen, die die Bundes-
knappschaft als Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung für die knappschaftliche 
Krankenversicherung der Rentner trägt." 

§2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 
821-1 veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 83e Abs. 2 wird die Zahl „11,8" durch die Zahl 
„10,8" ersetzt. 

2. § 93 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
und die Träger der Rentenversicherung der Ar-
beiter erstatten der Bundesknappschaft 25 vom 
Hundert der Aufwendungen, die die Bundes-
knappschaft als Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung für die knappschaftliche 
Krankenversicherung der Rentner trägt." 

§3 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. In § 96c Abs. 2 wird die Zahl „11,8" durch die Zahl 
„10,8" ersetzt. 

2. § 104 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Träger der Rentenversicherung der Arbei-
ter und die Bundesversicherungsanstalt für An-
gestellte erstatten der Bundesknappschaft 25 
vom Hundert der Aufwendungen, die die Bundes-
knappschaft als Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung für die knappschaftliche 
Krankenversicherung der Rentner trägt." 

§4 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu-
regelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III,  Gliederungsnummer 8232-4, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch ..., 
wird wie folgt geändert: 

1. § 28a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für Personen, die seit dem 31. Dezember 
1971 ununterbrochen Rente beziehen, ist der 

auf die Rente entfallende Beitrag für die 
Krankenversicherung in Höhe von 11,8 vom 
Hundert bis zu dem Zeitpunkt abzuführen, in 
dem feststeht, daß ein Zuschuß nicht zu lei-
sten oder an den Rentner selbst zu leisten 
oder an eine andere Stelle abzuführen ist." 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(3) § 1304 e Abs. 2 der Reichsversicherungs-
ordnung in der vom 1. Januar 1984 an gelten-
den Fassung gilt auch für Versicherungsfälle 
vor dem 1. Januar 1984, soweit nachstehend 
nicht etwas anderes bestimmt ist. Bestand am 
31. Dezember 1983 nach Absatz 1 Satz 2 An-
spruch auf einen Zuschuß, der vor Begren-
zung des Zuschusses auf die Höhe der tat-
sächlichen Aufwendungen höher als 11,8 vom 
Hundert der Rente war, ist der Zuschuß in der 
Höhe weiter zu leisten, die sich ergibt, wenn 
der Zuschuß vor der Begrenzung mit dem 
Verhältnis vervielfältigt wird, in dem der nach 
§ 1304 e Abs. 2 der Reichsversicherungsord-
nung maßgebende Zuschußsatz zum Zu-
schußsatz 11,8 steht. Bestand am 31. Dezem-
ber 1983 nach Absatz 1 Satz 3 Anspruch auf ei-
nen weiter zu leistenden Zuschuß, ist der Zu-
schuß in der Höhe weiter zu leisten, die sich 
ergibt, wenn der Beitragszuschuß in der zum 
31. Dezember 1983 erbrachten Höhe mit dem 
Verhältnis vervielfältigt wird, in dem der nach 
§ 1304 e Abs. 2 der Reichsversicherungsord-
nung maßgebende Zuschußsatz zum Zu-
schußsatz 11,8 steht." 

2. In § 41 b Abs. 3 Satz 4 werden nach den Worten 
„weiter zu leisten" die Worte „ , für Zeiten vom 
1. Januar 1984 an jedoch in Höhe des Betrages, 
der sich ergibt, wenn der Beitragszuschuß in der 
zum 31. Dezember 1983 erbrachten Höhe mit dem 
Verhältnis vervielfältigt wird, in dem der nach 
§ 1304 e Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung 
maßgebende Zuschußsatz zum Zuschußsatz 11,8 
steht" eingefügt. 

3. § 47 a erhält folgende Fassung: 

„§ 47 a 

Der Zuschuß des Bundes zu den Ausgaben der 
Rentenversicherung der Arbeiter ist nach seiner 
Anpassung gemäß § 1389 Abs. 2 Satz 2 der 
Reichsversicherungsordnung für das Kalender-
j ahr 1984 um den Betrag gemindert zu zahlen, um 
den sich die Ausgaben der Rentenversicherung 
der Arbeiter durch die Festsetzung des Beitrags-
zuschusses zur Krankenversicherung der Rent-
ner auf 10,8 vom Hundert der Rente  vermin-
dern." 

§5 

Änderung des Angestelltenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neu-
regelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
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Teil III, Gliederungsnummer 821-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. § 27 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für Personen, die seit dem 31. Dezember 
1971 ununterbrochen Rente beziehen, ist der 
auf die Rente entfallende Beitrag für die 
Krankenversicherung in Höhe von 11,8 vom 
Hundert bis zu dem Zeitpunkt abzuführen, in 
dem feststeht, daß ein Zuschuß nicht zu lei-
sten oder an den Rentner selbst zu leisten 
oder an eine andere Stelle abzuführen ist."  

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(3) § 83 e Abs. 2 des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes in der vom 1. Januar 1984 an 
geltenden Fassung gilt auch für Versiche-
rungsfälle vor dem 1. Januar 1984, soweit 
nachstehend nicht etwas anderes bestimmt 
ist. Bestand am 31. Dezember 1983 nach Ab-
satz 1 Satz 2 Anspruch auf einen Zuschuß, der 
vor Begrenzung des Zuschusses auf die Höhe 
der tatsächlichen Aufwendungen höher als 
11,8 vom Hundert der Rente war, ist der Zu-
schuß in der Höhe weiter zu leisten, die sich 
ergibt, wenn der Zuschuß vor der Begrenzung 
mit dem Verhältnis vervielfältigt wird, in dem 
der nach § 83 e Abs. 2 des Angestelltenversi-
cherungsgesetzes maßgebende Zuschußsatz 
zum Zuschußsatz 11,8 steht. Bestand am 
31. Dezember 1983 nach Absatz 1 Satz 3 An-
spruch auf einen weiter zu leistenden Zu-
schuß, ist der Zuschuß in der Höhe weiter zu 
leisten, die sich ergibt, wenn der Beitragszu-
schuß in der zum 31. Dezember 1983 erbrach-
ten Höhe mit dem Verhältnis vervielfältigt 
wird, in dem der nach § 83 e Abs. 2 des Ange-
stelltenversicherungsgesetzes maßgebende 
Zuschußsatz zum Zuschußsatz 11,8 steht." 

2. In § 40 b Abs. 3 Satz 4 werden nach den Worten 
„weiter zu leisten" die Worte „ , für Zeiten vom 
1. Januar 1984 an jedoch in Höhe des Betrages, 
der sich ergibt, wenn der Beitragszuschuß in der 
zum 31. Dezember 1983 erbrachten Höhe mit dem 
Verhältnis vervielfältigt wird, in dem der nach 
§ 83 e Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgeset-
zes maßgebende Zuschußsatz zum Zuschußsatz 
11,8 steht" eingefügt. 

3. § 45 a erhält folgende Fassung: 

„§ 45 a 

Der Zuschuß des Bundes zu den Ausgaben der 
Rentenversicherung der Angestellten ist nach 
seiner Anpassung gemäß § 116 Abs. 2 Satz 2 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes für das Ka-
lenderjahr 1984 um den Betrag gemindert zu zah-
len, um den sich die Ausgaben der Rentenversi-
cherung der Angestellten durch die Festsetzung 
des Beitragszuschusses zur Krankenversiche

-

rung der Rentner auf 10,8 vom Hundert der 
Rente vermindern." 

§6 

Änderung des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1982 (BGBl. I S. 1433), zu-
letzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Achtzehntels " 
durch das Wort „Neunzehntels" ersetzt. 

2. In § 63 Abs. 3 werden die Worte „§ 67 a" durch die 
Worte „§§ 67 a und 67 c" ersetzt. 

3. Nach,§ 67 b wird eingefügt: 

„§ 67 c 

(1) Versicherte, die laufende Geldleistungen 
oder Landabgaberente nach dem Gesetz über 
eine Altershilfe für Landwirte mit Ausnahme ei-
ner Übergangshilfe beziehen und keine Beiträge 
nach § 67 a Abs. 2 zu entrichten haben, zahlen 
eins vom Hundert des Zahlbetrages der laufen-
den Geldleistungen als Beitrag zu ihrer Kran-
kenversicherung. 

(2) Die landwirtschaftliche Alterskasse hat bei 
der Zahlung der laufenden Geldleistungen und 
der Landabgaberente den Beitrag nach Absatz 1 
einzubehalten und an die landwirtschaftliche 
Krankenkasse abzuführen." 

4. In § 94 Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „Achtzehntels" 
durch das Wort „Neunzehntels" ersetzt. 

5. In § 95 Abs. 1 werden nach den Worten „in Höhe" 
die Worte „von neun Zehntel" eingefügt. 

§7 

Übergangsvorschrift 

Die Rentenbezieher sind auf die Änderung der 
Höhe des Zuschusses zu den Aufwendungen für ihre 
Krankenversicherung in der Mitteilung über die 
Rentenanpassung für das Jahr 1984 hinzuweisen. 
Ein besonderer Bescheid braucht nicht erteilt zu 
werden. 

Artikel 10 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin 
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Artikel 11 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 
und 3 am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 3 tritt am 1. Juli 1983 in Kraft. 

(3) Artikel 9 tritt am 1. Januar 1984 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil der Begründung 

Die Bundesregierung hat in ihrem Jahreswirt-
schaftsbericht 1982 (BT-Drs. 9/1322) dargelegt, daß 
die gegenwärtige Wachstumsschwäche der deut-
schen Wirtschaft und die damit verbundenen Be-
schäftigungsprobleme nur durch eine mehrjährige 
wachstums- und beschäftigungspolitische Strategie 
überwunden werden können. Im Mittelpunkt dieser 
Strategie muß eine Verstärkung der Investitionstä-
tigkeit, der Innovationen und des Produktivitätsan-
stiegs in der ganzen Breite der volkswirtschaftli-
chen Angebotspalette stehen. Die notwendige An

-

passung der deutschen Wirtschaftsstruktur an die 
nachhaltig veränderten weltwirtschaftlichen Bedin-
gungen und die dauerhafte Verbesserung von 
Wachstum und Beschäftigung können jedoch nur 
durch gemeinsame Anstrengungen aller für die 
Wirtschaft Verantwortlichen erzielt werden. 

Als Beitrag zu einer solchen Gemeinschaftsinitia-
tive und in Fortsetzung der mit der „Operation 82" 
eingeleiteten Umschichtungen des Sozialprodukts 
zu mehr Investitionen und zur Reduzierung der Kre-
ditfinanzierung des Bundeshaushalts sollen steuer-
liche Maßnahmen ergriffen werden, die auf eine 
Verbesserung der Steuerstruktur zielen. Durch die 
Erhöhung der Umsatzsteuer zum 1. Juli 1983 soll 
eine Entlastung bei der direkten Besteuerung zu-
nächst im Unternehmenssektor, dann zum 1. Januar 
1984 bei der Lohn- und Einkommensteuer und somit 
eine Umschichtung von der direkten zur indirekten 
Besteuerung ermöglicht werden, um das Steuersy-
stem leistungs- und investitionsfreundlicher zu ge-
stalten. Deshalb soll neben anderen beschäftigungs-
fördernden Maßnahmen eine befristete Investi-
tionszulage zur verstärkten Anregung der Investi-
tionstätigkeit gewährt werden, der dann ab 1. Ja-
nuar 1984 allgemeine Erleichterungen bei der Lohn- 
und Einkommensteuer folgen sollen. An der Finan-
zierung von Maßnahmen zur Förderung der Be-
schäftigung soll auch der Sozialhaushalt beteiligt 
werden. Dies soll dadurch erreicht werden, daß der 
Bundeszuschuß zur Rentenversicherung der Arbei-
ter und Angestellten im Jahre 1984 um rd. 
1,3 Mrd. DM gekürzt wird. Zum Ausgleich der dar-
aus resultierenden einmaligen Mindereinnahmen in 
der Rentenversicherung. soll die Beteiligung der 
Rentner an den Kosten ihrer Krankenversicherung 
schon im Jahr 1984 eingeführt werden. 

Zu Artikel 1 und 2 (Investitionszulagengesetz und 
Gesetz über Investitionszulage 
für Investitionen in der Eisen-
und Stahlindustrie) 

Der Gesetzgeber hat im Rahmen der „Operation 82" 
insbesondere mit der Verbesserung der Abschrei

-bungsbedingungen für bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens und für Gebäude sowie der 
Ausdehnung des Verlustrücktrags auf zwei Jahre er-
hebliche dauerhafte Anreize für die Investitionstä-
tigkeit der Privatwirtschaft geschaffen. Die Bundes-
regierung schlägt nunmehr in Ergänzung dieser auf 
Dauer angelegten Gesetzesbeschlüsse die Einfüh-
rung einer zeitlich begrenzten Investitionszulage in 
Höhe von 10 v. H. für bewegliche Wirtschaftsgüter 
des betrieblichen Anlagevermögens und für Be-
triebsgebäude vor, die in der Zeit vom 1. Januar 1982 
bis zum 31. Dezember 1982 bestellt und bis zum 
31. Dezember 1983 geliefert oder fertiggestellt sind. 
Bei Gebäuden verlängert sich die Fertigstellungs-
frist um ein Jahr. 

Die Investitionszulage wird nur für diejenigen Inve-
stitionen gewährt, die das durchschnittliche Investi-
tionsvolumen des Unternehmens in den drei dem 
Begünstigungszeitraum vorangegangenen Jahren 
übersteigen. Damit soll erreicht werden, daß zusätz-
liche Investitionen zur Schaffung neuer und zur Si-
cherung vorhandener Arbeitsplätze begünstigt wer-
den. 

Wegen der bei dieser Zielsetzung nach Auffassung 
der Bundesregierung gebotenen Änderungen des 
Gesetzes über eine Investitionszulage für Investitio-
nen in der Eisen- und Stahlindustrie wird auf die 
Einzelbegründung zu Artikel 2 verwiesen. 

Die Bundesregierung hat sich für die Investitionszu-
lage als Instrument zur Ergänzung der Maßnahmen 
der „Operation 82" entschieden, weil die Investi-
tionszulage neben der degressiven Abschreibung in 
Anspruch genommen werden kann und auch den 
Unternehmen zugute kommt, die sich in einer Ver-
lustphase befinden und deren Verlustrücktragsmög-
lichkeiten ausgeschöpft sind. Während die Investi-
tionszulage schon im Jahr 1982 zusätzliche Investi-
tionsimpulse auslösen soll, wird die finanzpolitische 
Wirksamkeit erst im Jahr 1983 beginnen. Die Finan-
zierung durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer 
zum 1. Juli 1983 ist daher im wesentlichen zeitkon-
gruent. 

Zu Artikel 3 (Umsatzsteuergesetz) 

1. Artikel 3 sieht vor, die Umsatzsteuer ab 1. Juli 
1983 zu erhöhen. Hierbei soll der allgemeine 
Steuersatz von 13 auf 14 v. H. und der ermäßigte 
Steuersatz von 6,5 auf 7 v. H. angehoben werden. 
Es ist vorgesehen, ab 1. Januar 1984 das Umsatz-
steuermehraufkommen für Entlastungen bei der 
Lohn- und Einkommensteuer zu verwenden. Die 
Bundesregierung hält unter den gegebenen Um-
ständen die Vorziehung der Erhöhung der Um-
satzsteuer für das geeignete Instrument zur Fi-
nanzierung der gleichzeitig vorgeschlagenen be-
schäftigungsfördernden Maßnahmen. 
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Folgende Gründe waren dafür maßgebend, die 
Verwirklichung dieser Ziele durch die Anhebung 
der Umsatzsteuersätze zu erreichen: 

a) Als allgemeine Verbrauchsteuer belastet die 
Umsatzsteuer in der Regel nicht die Unter-
nehmen. Die allgemein als notwendig erach-
tete Verstärkung der Investitionstätigkeit 
wird somit durch die Erhöhung der Umsatz-
steuer nicht beeinträchtigt. 

b) Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft im Ausland wird wegen der um-
satzsteuerlichen Exportentlastung ebenfalls 
nicht berührt. 

c) In Verbindung mit der ab 1984 vorgesehenen 
Entlastung bei der Lohn- und Einkommen-
steuer wird der aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht erforderliche Umschichtungsprozeß von 
den Steuern auf die Einkommenserzielung zu 
den Steuern auf die Einkommensverwendung 
fortgesetzt. 

2. Durch die Erhöhung der Umsatzsteuer entstehen 
Mehrbelastungen der privaten und öffentlichen 
Haushalte. Diese Mehrbelastungen erscheinen 
vertretbar, zumal für private Haushalte ab 1984 
Entlastungen bei der Lohn- und Einkommen-
steuer gegenüberstehen werden. 

Der Preisindex für die Lebenshaltung aller priva-
ten Haushalte steigt durch die Anhebung der 
Umsatzsteuersätze rein rechnerisch um 0,7 v. H. 
Hierbei wird von einer vollen Überwälzung der 
Mehrbelastung ausgegangen. 

Für die privaten Haushalte ergeben sich — rein 
rechnerisch — bei voller Überwälzung der Umsatz-
steuererhöhung folgende monatliche Mehrbelastun-
gen: 

Zwei-Personen-Rentnerhaushalt 
mit geringem Einkommen 	rd. 6 DM, 

Vier-Personen-Arbeitnehmerhaushalt 
mit mittlerem Einkommen 	rd. 15 DM, 

Vier-Personen-Arbeitnehmerhaushalt 
mit höherem Einkommen 	rd. 23 DM. 

Wie die Erfahrungen gezeigt haben, wird jedoch 
das tatsächliche Ausmaß und die zeitliche Vertei-
lung der Preiserhöhungen insbesondere von der 
jeweiligen Konjunktur- und Wettbewerbslage be-
einflußt. 

Zu Artikel 4 (Bewertungsgesetz) 

Die Änderungen des Bewertungsgesetzes sind zur 
Durchführung der Neubewertung von unbebauten 
baureifen Grundstücken erforderlich. 

Zu Artikel 5 (Grundsteuergesetz) 

Der neu eingefügte § 13 a GsStG eröffnet bei Bebau-
ung eines baureifen Grundstücks die Möglichkeit ei-
ner weitgehenden Erstattung der für das baureife 
Grundstück in den letzten drei Jahren erhobenen 
Grundsteuer. 

Zu Artikel 6 (Teilhauptfeststellung 1983) 

Die letzte Hauptfeststellung der Einheitswerte des 
Grundbesitzes erfolgte auf den 1. Januar 1964. Ob-
wohl in der Zwischenzeit erhebliche Wertsteigerun-
gen beim Grundbesitz eingetreten sind, werden die 
nach den Wertverhältnissen dieses Stichtags festge-
stellten Einheitswerte weiterhin den einheitswert-
abhängigen Steuern zugrunde gelegt (z. T. mit ei-
nem Zuschlag von 40 v. H., vgl. § 121 a BewG). 

Für die unbebauten Grundstücke haben Kaufpreis-
untersuchungen der Finanzverwaltung zum 1. Ja-
nuar 1977 ergeben, daß deren Einheitswerte 1964 zu 
diesem Stichtag im Durchschnitt nur noch etwa 
20 v. H. der Verkehrswerte erfaßten. Nach der jüng-
sten Statistik sind die Kaufpreise für baureifes Land 
vom IV. Quartal 1976 bis II. Quartal 1981 um rd. 
88 v. H. gestiegen (vgl. Statistisches Bundesamt, 
Fachserie 17 Reihe 5, Kaufwerte für Bauland S. 18). 
Es ist somit davon auszugehen, daß gegenwärtig die 
Einheitswerte der unbebauten baureifen Grund-
stücke im Durchschnitt nur noch etwa ein Zehntel 
der Verkehrswerte erfassen (beim Industriebauland 
stiegen die Kaufpreise geringer). 

Hieraus ergibt sich eine erhebliche steuerliche Pri-
vilegierung der unbebauten baureifen Grundstücke 
nicht nur gegenüber den bebauten Grundstücken, 
sondern insbesondere auch gegenüber dem übrigen 
Vermögen, vor allem dem Sparvermögen, das weit-
gehend mit seinem tatsächlichen Wert zur Vermö-
gensteuer und zur Erbschaftsteuer herangezogen 
wird. Die steuerliche Unterbewertung der baureifen 
Grundstücke ist ein wesentlicher Grund dafür, daß 
diese trotz Vorliegens der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für eine Bebauung nicht im erwünsch-
ten Umfang dem Bodenmarkt zur Verfügung ste-
hen. 

Gegenwärtig wird eine allgemeine Neubewertung 
des Grundbesitzes vorbereitet. Wegen der Schwie-
rigkeiten der Vorarbeiten kommt nach dem derzeiti-
gen Stand als Bewertungsstichtag jedoch frühestens 
der 1. Januar 1985 in Betracht. Wegen des Umfangs 
der bei einer allgemeinen Hauptfeststellung dann 
durchzuführenden Bewertungsarbeiten werden die 
neuen Einheitswerte frühestens ab 1988 steuerlich 
wirksam werden können. Bis zu diesem Zeitpunkt 
läßt sich die gegenwärtige, durch zu erwartende Bo-
denwertsteigerungen noch wachsende steuerliche 
Privilegierung der baureifen Grundstücke nicht ver-
treten. Die Bundesregierung hält deshalb eine kurz-
fristige Neubewertung der baureifen Grundstücke 
für erforderlich. 

Wie bereits bei den bisherigen Hauptfeststellungen 
werden die Einheitswerte der baureifen Grund-
stücke auf der Grundlage der sich an dem neuen Be-
wertungsstichtag ergebenden gemeinen Werte fest-
gesetzt (vgl. § 9 Abs. 1 BewG). Die hiernach festzu-
stellenden Einheitswerte werden mit Wirkung ab 
1. Januar 1983 der Besteuerung bei den einheits-
wertabhängigen Steuern (Grundsteuer, Vermögen

-

steuer, Erbschaftsteuer, Gewerbesteuer und in Son-
derfällen Grunderwerbsteuer) zugrunde gelegt. Ab-
weichend von der jeweils in Artikel 10 § 3 des Erb-
schaftsteuerreformgesetzes und des Vermögensteu- 



Drucksache 9/1488 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

erreformgesetzes vorgesehenen Regelung sollen die 
gegenwärtig geltenden Freibeträge, Steuersätze und 
Steuermeßzahlen nicht geändert werden. Das sich 
hierdurch ergebende Mehraufkommen führt zu ei-
ner 'Einnahmeverbesserung insbesondere bei den 
Gemeinden, aber auch bei den Ländern, wegen der 
Rückwirkung bei den Ertragsteuern jedoch zugleich 
zu gewissen Mindereinnahmen beim Bund. Eine 
Schätzung der Auswirkungen der Teilhauptfeststel-
lung 1983 auf das Steueraufkommen ist nicht mög-
lich, weil derzeit Unterlagen über den Bestand der 
baureifen Grundstücke nicht zur Verfügung stehen. 
Feststellungen nach § 73 BewG erfolgten bisher 
nicht, weil sich aus der Baureife eines unbebauten 
Grundstücks keine besonderen steuerlichen Folge-
rungen ergaben (vgl. § 19 Abs. 4 BewG). 

Die jährliche Belastung des Grundstückseigentü-
mers durch den Ansatz der neuen Einheitswerte 
wird künftig bei der Grundsteuer im Durchschnitt 
etwa 1 v. H. der Verkehrswerte des neuen Hauptfest-
stellungszeitpunkts und bei der Vermögensteuer 
0,5 v. H. für natürliche Personen — soweit der 
Grundstückseigentümer wegen bereits aus-
geschöpfter Vermögensteuerfreibeträge steuer-
pflichtig ist — und 0,7 v. H. für die Körperschaften 
betragen. Für die Wirtschaft wird sich die danach er-
gebende Bruttobelastung von jährlich insgesamt 
etwa 1,5 v. H. bzw. 1,7 v. H. der Verkehrswerte vom 
1. Januar 1983 wegen der Abzugsfähigkeit der 
Grundsteuer als Betriebsausgabe und wegen der be-
sonderen Auswirkungen bei der Gewerbeertrag-
steuer (Erhöhung des Kürzungsbetrags nach § 9 
Nr. 1 GewStG entsprechend der Erhöhung des Ein-
heitswerts) auf tatsächlich etwa 1 v. H. mindern. 

Die vorgesehene Teilhauptfeststellung 1983 muß 
von den Finanzämtern in enger Zusammenarbeit 
mit den Gemeinden durchgeführt werden, weil al-
lein die Gemeinden umfassende Kenntnisse über 
das Vorliegen der planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Feststellung als baureifes Grund-
stück haben. Eine allgemeine Abgabe von besonde-
ren Erklärungen der Steuerpflichtigen zur Durch-
führung der Teilhauptfeststellung 1983 wird nicht 
notwendig sein. 

Zu Artikel 7 (Abgabenordnung) 

Weiterhin wird durch eine Änderung der Abgaben-
ordnung sichergestellt, daß Abschlagszahlungen auf 
steuerliche Mehrergebnisse aus länger dauernden, 
noch laufenden Betriebsprüfungen festgesetzt wer-
den können, um auf diese Weise einen schnelleren 
Steuereingang zu gewährleisten. 

Zu Artikel 8 (Gesetz über die Gewährung von Bil-
dungsbeihilfen für arbeitslose Jugend-
liche aus Bundesmitteln) 

Im Rahmen des mehrjährigen Programms der Bun-
desregierung zur Verbesserung der Ausbildungs-
platzsituation und der Arbeitsmarktchancen Ju-
gendlicher ist unter anderem auch die Gewährung 

von Bildungsbeihilfen zur Erleichterung der berufli-
chen Eingliederung für arbeitslose Jugendliche vor-
gesehen. Die Maßnahmen tragen im Sinne des § 2 
des Arbeitsförderungsgesetzes dazu bei, daß die Ju-
gendlichen leichter in Ausbildung oder Arbeit ver-
mittelt werden können und ihre berufliche Beweg-
lichkeit verbessert wird. Darum ist es zweckmäßig, 
daß die Bundesanstalt für Arbeit mit der Gewäh-
rung der Leistungen beauftragt wird. 

Zu Artikel 9 (Beteiligung der Rentner an den Ko-
sten ihrer Krankenversicherung) 

Die für 1984 vorgesehene Kürzung des Bundeszu-
schusses zur Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten soll dadurch ausgeglichen werden, daß 
schon von 1984 an eine Beteiligung der Rentner an 
den Kosten ihrer Krankenversicherung eingeführt 
wird. Beide Maßnahmen sind im Jahre 1984 für die 
Rentenversicherung kostenneutral. Von 1985 an 
wird durch die Beteiligung der Rentner an den Ko-
sten ihrer Krankenversicherung die Finanzlage der 
Rentenversicherung verbessert; diese Verbesserung 
ist wegen der langfristigen Entwicklung der Finanz-
lage der Rentenversicherung auch notwendig. 

Die Beteiligung der Rentner an den Kosten ihrer 
Krankenversicherung soll dadurch bewirkt werden, 
daß der Beitragszuschuß, der den Rentnern der Ren-
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten 
sowie der knappschaftlichen Rentenversicherung 
von 1983 an zu ihrer Rente geleistet wird und grund-
sätzlich 11,8 v. H. der Rente beträgt, zum 1. Januar 
1984 um einen Prozentpunkt gemindert wird. 

In der Altershilfe für Landwirte wird von den land-
wirtschaftlichen Alterskassen zu den Altersgeldern 
ein Beitragszuschuß nicht geleistet. Hier soll, soweit 
das nicht bereits aufgrund der Regelungen des Ren-
tenanpassungsgesetzes 1982 vom 1. Januar 1983 an 
der Fall ist, das Altersgeld in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung beitragspflichtig werden, und zwar 
nach einem Beitragssatz von 1 v. H. In den Fällen, in 
denen einem Bezieher eines Altersgeldes von der 
Krankenversicherung der Landwirte ein Beitrags-
zuschuß geleistet wird, soll dieser in demselben Um-
fang wie die Beitragszuschüsse in der Rentenversi-
cherung der Arbeiter und der Angestellten sowie in 
der knappschaftlichen Rentenversicherung gemin-
dert werden. 

Die vorgesehene Beteiligung der Rentner an den 
Kosten ihrer Krankenversicherung würde bei den 
zwei Dritteln der Wohngeldbezieher, die Rentner-
haushalte sind, zu erheblichen Mehraufwendungen 
für Wohngeld führen, weil ihnen dann der erhöhte 
pauschale Abzug von 20 vom Hundert von den Ein-
nahmen zustehen würde, statt bisher 12,5 vom Hun-
dert. Das zusätzliche Wohngeld der Rentner würde 
im allgemeinen höher sein als die Belastung durch 
ihren Beitrag zur Krankenversicherung. Um dieses 
Ergebnis zu vermeiden, wird das Wohngeldgesetz 
rechtzeitig zu ändern sein. 

Die Regelungen haben die folgenden finanziellen 
Auswirkungen: 
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Die Kürzung des Bundeszuschusses führt aus heuti-
ger Sicht in der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestellten im Jahre 1984 zu Minderein-
nahmen in Höhe von rund 1,3 Mrd. DM. In dieser 
Höhe ergibt sich im Jahre 1984 eine Entlastung für 
den Bundeshaushalt. Auf die langfristige Entwick-
lung der Finanzlage in der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten wirkt sich diese Maß-
nahme geringfügig aus. 

Durch die Beteiligung der Rentner an den Kosten ih-
rer Krankenversicherung zum 1. Januar 1984 erge-
ben sich aus heutiger Sicht im Jahre 1984 in der Ren-
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten 
Minderausgaben in Höhe von rd. 1,3 Mrd. DM. Im 
15jährigen Vorausberechnungszeitraum bis 1996 
würden sich diese Minderausgaben auf rund 32 Mrd. 
DM kumulieren. 

Im Bereich der knappschaftlichen Rentenversiche

-

rung ergeben sich durch die Beteiligung der Rentner 

an den Kosten für ihre Krankenversicherung im 
Jahre 1984 Minderausgaben in Höhe von 124 Mio. 
DM. Dem stehen Mindereinnahmen der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung bei den Erstattun-
gen für die knappschaftliche Krankenversicherung 
der Rentner durch die Träger der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und der Angestellten in Höhe von 
31 Mio. DM gegenüber. Saldiert ergibt sich damit 
über die Defizithaftung des Bundes nach § 128 RKG 
eine Entlastung des Bundes in Höhe von 93 Mio. 
DM. 

Durch die Änderungen im Gesetz über die Kranken-
versicherung der Landwirte ergeben sich in der 
Krankenversicherung der Landwirte im Jahre 1984 
Mehreinnahmen in Höhe von rund 18 Mio. DM. 
Diese wirken sich über die Defizithaftung des Bun-
des für die Krankenversicherung der Landwirte in 
entsprechender Höhe als Entlastung des Bundes 
aus. 
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Finanzielle Auswirkungen der Maßnahmen 

Haushaltsentlastungen (+) / Haushaltsmehrbelastungen (—) in Wo. DM 

Rechnungsjahre 2 ) 
Lfd. Maßnahmen Entstehungsjahr 1983 1) 
Nr. 1982 

Ins- 
gesamt Bund Länder 3 ) meinden gesamt Bund Ländern) meinden 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

I. Steuerliche Maßnahmen 
(Artikel 1 bis 7) 

1 Einführung einer befristeten 
Investitionszulage in Höhe von 
10 v. H. auf bestimmte betrieb- 
liche Investitionen, die das In- 
vestitionsvolumen der letzten 
drei Jahre überschreiten 
(Bestellung oder Beginn der 
Herstellung vom 1. Januar bis 
31. Dezember 1982; Fertigstel- 
lung bis 31. Dezember 1983, 
bei Betriebsgebäuden bis 31 	 
Dezember 1984) 	 –4 000 –1 850 –1 870 –280 — — — — 

2 Anhebung der Umsatzsteuer- 
sätze von 13/6,5 v. H. auf 14/7 
v. H. ab 1. Juli 1983 	 +4 300 +2 838 +1 462 — — — — — 

3 Festsetzung von Steuernach- 
forderungen aus nicht abge- 
schlossenen Betriebsprüfungen 
(§ 173 AO) 4) 	  + 500 +210 +190 +100 — — — — 

4 Neubewertung unbebauter 
(baureifer) 	Grundstücke 	ab 
1. Januar 1983 5 ) 	 . . . . — — — — 

II. Andere Maßnahmen 
(Artikel 8 und 9) 

5 Bildungsbeihilfen für arbeits- 
loseJugendliche 6) 	 –30 –30 — — 

6 Kürzung des Bundeszuschusses 
zur ArV/AnV 	  . . . — — — — 

7 KV-Kostenbeteiligung der 
Rentner der KnRV 	 . . . . — — — — 

8 KV-Kostenbeteiligung der 
Leistungsempfänger der GAL . . . . — — — — 

1) Volle Wirksamkeit der Maßnahme (bei Umsatzsteuer sechs Monate) 
2) Kassenmäßige Auswirkungen 
3) Finanzmasse der Stadtstaaten wurde dem Ländersteueraufkommen zugerechnet 
4) Einmaliger Vorzieheffekt 
5) Mangels Unterlagen nicht quantifizierbar 
6) Die Haushaltsmittel sollen im Rahmen des mehrjährigen Programms zur Verbesserung der Ausbildungsplatzsituation und 

der Arbeitsmarktchancen Jugendlicher zur Verfügung gestellt werden. 
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zur Förderung der Beschäftigung 

Haushaltsentlastungen (+) / Haushaltsmehrbelastungen (–) in Mio. DM 

Rechnungsjahre 2 ) 

1983 1984 1985 

Ins- Bund Länder 3) Ge- Ins- Bund Länder 3) Ge- Ins- Bund Länder 3) Le- 
gesamt meinden gesamt meinden gesamt meinden 

11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 

–2 000 – 	920 – 	930 –150 –1 500 – 	700 – 	705 – 95 – 	500 – 	230 – 	235 –35 

+3 200 +2 112 +1 088 — +8 900 +5 874 +3 026 — +9 500 +6 270 +3 230 — 

— — — — + 	500 + 	210 + 	190 +100 — — — — 

– 	55 – 	55 — — – 	35 – 	35 — — — — — — 

— — — — +1300 +1300 — — — — — — 

— — — — + 	93 + 	93 — — . . — — 

— — — — + 	18 + 	18 — — . . — — 
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B. Einzelbegründung 

Zu. Artikel 1 (Investitionszulagengesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 4 b InvZulG) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 des § 4 b umschreibt den Kreis der zur 
Inanspruchnahme der Investitionszulage zur Förde-
rung der Beschäftigung Berechtigten. Anspruchsbe-
rechtigt sind nach Satz 1 Steuerpflichtige im Sinne 
des Einkommensteuergesetzes und Steuerpflichtige 
im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes, soweit sie 
nicht von der Körperschaftsteuer befreit sind und 
sofern sie in einem Betrieb (einer Betriebstätte) im 
Inland begünstigte Investitionen vornehmen. Für 
begünstigte Investitionen, die Personengesellschaf-
ten im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG vornehmen, 
wird die Investitionszulage der Personengesell-
schaft gewährt. 

Durch die Beschränkung der Begünstigung auf In-
vestitionen in einen Betrieb (einer Betriebstätte) im 
Inland werden Investitionen im Ausland aus dem 
Kreis der begünstigten Investitionen ausgeschlos-
sen. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschriften des Absatzes 2 Satz 1 bestimmen 
die begünstigten Investitionen im einzelnen. Die 
Einbeziehung bestimmter Baumaßnahmen des Mie-
ters oder eines sonstigen Nutzungsberechtigten (Ab-
satz 2 Satz 6) beruht auf der Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs (vgl. z. B. BFH-Urteile vom 31. Ok-
tober 1978, BStBl 1979 II S. 507, und vom 20. Novem-
ber 1980, BStBl 1981 II S. 68) und dient insoweit der 
Klarstellung. Ausgeschlossen sind wie bei allen übri-
gen Investitionszulagen die Anschaffung oder Her-
stellung nicht mehr neuer beweglicher Wirtschafts-
güter, die Anschaffung von unbeweglichen Wirt-
schaftsgütern und — ebenfalls entsprechend der 
neueren höchstrichterlichen Rechtsprechung (vgl. 
BFH-Urteile vom 4. November 1977, BStBl 1978 II 
S. 353, und vom 7. März 1980, BStBl II S. 412) — die 
Anschaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgü-
tern, deren private Nutzung mehr als 10 v. H. be-
trägt. Entsprechend der mit der Investitionszulage 
verbundenen Zielvorstellung sollen außerdem 
Wohngebäude und Wohnzwecken dienende Gebäu-
deteile sowie Wirtschaftsgüter, die innerhalb von 
drei Jahren in einen Betrieb oder eine Betriebstätte 
im Ausland oder in das Privatvermögen überführt 
werden, nicht begünstigt sein. Bei Seeschiffen und 
Luftfahrzeugen würde eine dreijährige Verbleibens-
voraussetzung den schiffahrts- und beschäftigungs-
politischen Erfordernissen nicht gerecht. Seeschiffe 
sollen deshalb nur begünstigt sein, wenn sie minde-
stens acht Jahre seit ihrer Anschaffung oder Her-
stellung in einem inländischen Seeschiffsregister 
eingetragen sind und während dieses Zeitraums die 
Bundesflagge führen; Luftfahrzeuge sollen nur be-
günstigt sein, wenn sie mindestens sechs Jahre seit 
ihrer Anschaffung oder Herstellung in der deut-
schen Luftfahrzeugrolle eingetragen sind. 

Absatz 2 Satz 2 bis 5 legt den zeitlichen Rahmen für 
die Zulagenbegünstigung fest. Danach kommt eine 

Investitionszulage nur in Betracht, wenn die in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Wirtschaftsgüter in der Zeit 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 1982 bestellt werden 
oder wenn in dieser Zeit vom Steuerpflichtigen mit 
der Herstellung der Wirtschaftsgüter oder mit den 
nachträglichen Herstellungsarbeiten begonnen 
wird. Mit der Festlegung eines verhältnismäßig 
kurzen Bestellzeitraums soll im Interesse der ange-
strebten Belebung der Investitionstätigkeit erreicht 
werden, daß die entsprechenden Aufträge zügig ver-
geben werden. Der Zeitpunkt der Bestellung muß 
durch geeignete Unterlagen nachgewiesen werden. 
Als Herstellungsbeginn gilt bei Baumaßnahmen, die 
einer Baugenehmigung bedürfen, der Zeitpunkt, in 
dem der Antrag auf Baugenehmigung gestellt wird. 
Um sicherzustellen, daß nicht auch Investitionen be-
günstigt werden, die erst nach längerer Zeit abge-
schlossen werden, ist zusätzliche Voraussetzung für 
die Gewährung der Investitionszulage, daß die be-
weglichen Wirtschaftsgüter vor dem 1. Januar 1984 
geliefert oder fertiggestellt werden und die nach-
träglichen Herstellungsarbeiten an diesen Wirt-
schaftsgütern vor diesem Zeitpunkt beendet werden 
und daß die Herstellung unbeweglicher Wirtschafts-
güter sowie nachträglicher Herstellungsarbeiten an 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern vor dem 1. Januar 
1985 beendet werden. 

Durch § 4 Abs. 2 des Subventionsgesetzes vom 
29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034, 2037), das auch für die 
Investitionszulage gilt (vgl. § 5 a InvZulG) ist klarge-
stellt, daß durch Mißbrauch von Gestaltungsmög-
lichkeiten eine Subvention nicht erlangt werden 
kann. Danach liegt ein Mißbrauch namentlich dann 
vor, wenn die förmlichen Voraussetzungen einer 
Subvention in einer dem Subventionszweck wider-
sprechenden Weise künstlich geschaffen werden, so 
z. B. dann, wenn in einer dem Zweck der Investi-
tionszulage widersprechenden Weise eine Bestel-
lung oder ein Antrag auf Baugenehmigung nach-
träglich in den Begünstigungszeitraum verlegt 
wird. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift des Absatzes 3 bestimmt die Höhe der 
Investitionszulage und regelt ihre Bemessung. Be-
messungsgrundlage ist danach der Unterschiedsbe-
trag zwischen Begünstigungsvolumen (vgl. Ab-
satz 4) und Vergleichsvolumen (vgl. Absatz 5). 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 bestimmt den Umfang des Begünstigungs-
volumens. Dazu gehört stets die Summe der im Wirt-
schaftsjahr für begünstigte Investitionen aufgewen-
deten Anschaffungskosten, Herstellungskosten und 
nachträglichen Herstellungskosten. Der Steuer-
pflichtige hat außerdem die Möglichkeit, die von ihm 
geleisteten Anzahlungen auf Anschaffungskosten 
und die ihm entstandenen Teilherstellungskosten 
bereits im Wirtschaftsjahr in das Begünstigungsvo-
lumen einzubeziehen, in dem die Anzahlungen oder 
Teilherstellungskosten angefallen sind. Vorausset-
zung für die Einbeziehung der Anzahlungen und 
Teilherstellungskosten ist jedoch, daß sie zu begün-
stigten Investitionen führen, insbesondere daß die 
Wirtschaftsgüter innerhalb der gesetzlich vorgese- 
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henen Fristen geliefert bzw. fertiggestellt werden 
(vgl. Absatz 2). 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 bestimmt den Umfang des Vergleichsvolu-
mens. Dazu gehören die Aufwendungen, die in dem-
selben Betrieb in einem Vergleichszeitraum vorge-
nommen worden sind, der die drei Wirtschaftsjahre 
vor dem Beginn des Begünstigungszeitraums erfaßt. 
In das Vergleichsvolumen sollen die gleichen Wirt-
schaftsgüter und nachträglichen Herstellungsarbei-
ten einbezogen werden, die für eine Begünstigung 
nach § 4 b Abs. 2 Satz 1, 6 und 7 in Betracht kom-
men. 

Zu Absatz 6 

Durch die Vorschrift des Absatzes 6 soll verhindert 
werden, daß durch rechtliche Gestaltungen, insbe-
sondere in Konzernen und sonstigen verbundenen 
Unternehmen, die Begrenzung der Begünstigung 
auf „Mehrinvestitionen" (Absatz 3 Satz 2) beein-
trächtigt wird. § 42 AO bleibt unberührt. 

Zu Absatz 7 

Die Vorschrift regelt die Aufzeichnungspflicht; sie 
entspricht den Vorschriften zu den §§ 1, 4 und 4 a 
InvZulG. 

Zu Nummer 2 (§ 5 InvZulG) 

Die Regelungen sehen im wesentlichen vor, daß die 
Investitionszulage nach § 4 b InvZulG neben den In-
vestitionszulagen nach den §§ 1, 4 und 4 a InvZulG 
und neben der Investitionszulage nach § 19 Ber-
linFG gewährt werden kann. Im übrigen handelt es 
sich um Folgeänderungen. 

Zu Artikel 2 (Gesetz über eine Investitionszulage 
für Investitionen in der Eisen- und 
Stahlindustrie) 

Zu Nummern 1 und 2 (§§ 2 und 3 InvZulG-Stahl) 

Durch die in Nummer 2 vorgesehene Kumulierung 
der Stahl-Zulage und der Beschäftigungs-Zulage für 
Wirtschaftsgüter des betrieblichen Anlagevermö-
gens, die für alle Unternehmen gelten soll, soll die 
beabsichtigte sektorspezifische Begünstigung im 
vollen Umfang aufrechterhalten werden. Es ist zu 
erwarten, daß durch die zeitlich begrenzte erhöhte 
Förderintensität bereits geplante Investitionen der 
Stahlindustrie in noch größerem Umfang zeitlich 
vorgezogen werden, was sowohl aus stahlstruktur-
politischer als auch aus konjunkturpolitischer Sicht 
wünschenswert ist. Aus diesen Gründen ist auch 
eine Nichtanrechnung der Beschäftigungszulage 
auf die Förderhöchstsätze der Stahlzulage vorgese-
hen (vgl. Nummer 1). 

Zu Artikel 3 (Umsatzsteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 12 UStG) 

Die Vorschrift regelt die Anhebung der Steuersätze. 
Der allgemeine Steuersatz (§ 12 Abs. 1 UStG) wird 

um 1 v. H.-Punkt auf 14 v. H., der ermäßigte Steuer-
satz (§ 12 Abs. 2 UStG) um 1  /2 v. H.-Punkt auf 7. v. H. 
erhöht. 

Zu Nummer 2 (§ 24 UStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die geänderte Fassung des § 12 Abs. 1. Sie bewirkt, 
daß auf die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
der in der Anlage zum UStG nicht aufgeführten Sä-
gewerkserzeugnisse und Getränke sowie der alko-
holischen Flüssigkeiten bei der für die Land- und 
Forstwirtschaft geltenden Durchschnittsbesteue-
rung aus Wettbewerbsgründen wie bisher der allge-
meine Steuersatz anzuwenden ist. 

Zu Nummer 3 (§ 27 UStG) 

Der neue Absatz 4 enthält eine klarstellende Anwen-
dungsvorschrift. Sie regelt, daß bei Änderungen die-
ses Gesetzes, die sich auf Lieferungen, sonstige Lei-
stungen und den Eigenverbrauch beziehen, auf die 
Umsätze abzustellen ist, die ab dem Inkrafttreten 
der jeweiligen Änderungsvorschrift ausgeführt wer-
den. Das gilt unabhängig davon, wann die Steuer für 
diese Umsätze entstanden ist. Soweit für Lieferun-
gen und sonstige Leistungen die Steuer bereits vor 
dem Inkrafttreten der Änderungsvorschrift entstan-
den ist (insbesondere bei Anzahlungen und Voraus-
zahlungen), wird zur Vereinfachung zugelassen, daß 
die Neuberechnung der Steuer nicht schon beim In-
krafttreten der Neuregelung, sondern erst bei der 
Ausführung der maßgeblichen Umsätze vorzuneh-
men ist. 

Für die Einfuhrumsatzsteuer ist eine besondere An-
wendungsvorschrift entbehrlich, da insoweit die 
Vorschrift über das Inkrafttreten des jeweiligen Än-
derungsgesetzes für den Anwendungszeitpunkt aus-
reicht. 

Zu Nummer 4 (UStG, Anlage) 

Die Überschrift der Anlage des Umsatzsteuergeset-
zes wird redaktionell an die Erhöhung des ermäßig-
ten Steuersatzes angepaßt und hierbei allgemein ge-
faßt. 

Zu Artikel 4 (Bewertungsgesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 19 BewG) 

Durch die Teilhauptfeststellung der Einheitswerte 
der unbebauten baureifen Grundstücke auf den 
1. Januar 1983 erlangt § 73 BewG erstmals Bedeu-
tung. Er muß deshalb in § 19 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a 
BewG mit genannt werden. 

Zu Nummer 2 (§ 73 BewG) 

Der bisherige bewertungsrechtliche Begriff des bau-
reifen Grundstücks ist zu eng. Er umfaßt nur pla-
nungsrechtlich ausgewiesenes Bauland. Baureife 
Grundstücke gibt es aber auch außerhalb eines 
Plangebiets. Der neue Satz 1 des § 73 Abs. 2 BewG 
trägt dem Rechnung. Außerdem stellt die neue Fas-
sung sicher, daß Hinderungsgründe zivilrechtlicher 
Art, die einer sofortigen Bebauung möglicherweise 
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entgegenstehen, bei der Beurteilung der Baureife ei-
nes Grundstücks außer Betracht bleiben. 

Ob ein Grundstück nach öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften sofort bebaubar ist, kann mit Sicherheit 
nur die dafür sachlich zuständige Behörde beurtei-
len. Die Gemeinden werden daher verpflichtet, den 
Finanzämtern die unbebauten Grundstücke mitzu-
teilen, für die nach öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten eine sofortige bauliche Nutzung zulässig ist. 

Zu Artikel 5 (Grundsteuergesetz) 

Der Ansatz unbebauter baureifer Grundstücke mit 
zeitnahen Einheitswerten führt bei unveränderter 
Grundsteuermeßzahl zu einer spürbaren, bodenpoli-
tisch grundsätzlich auch erwünschten höheren Bela-
stung. Er kann andererseits bei bauwilligen Eigentü-
mern, insbesondere in der Phase der konkreten Pla-
nung und während des Baues, zu einer zusätzlichen 
Belastung führen. Der neu einzufügende § 13 a 
GrStG bestimmt daher, daß im Fall der Bebauung 
des unbebauten baureifen Grundstücks die sich 
durch die Teilhauptveranlagung 1983 ergebende zu-
sätzliche Grundsteuerbelastung pauschal für einen 
Zeitraum von drei Jahren vor Fortschreibung des 
Grundstücks zum bebauten Grundstück von der Ge-
meinde zu erstatten ist. Zu diesem Zweck wird für 
diesen Zeitraum der Berechnung des Steuermeßbe-
trags rückwirkend nur 1  h o des nach den Wertver-
hältnissen vom 1. Januar 1983 maßgebenden Ein-
heitswerts zugrunde gelegt. Die durchzuführende 
Herabsetzungsveranlagung wird auf den Zeitpunkt 
vorgenommen, der drei Kalenderjahre vor dem 
Feststellungszeitpunkt liegt, auf den das Grund-
stück infolge der Bebauung fortzuschreiben ist, frü-
hestens jedoch auf den Zeitpunkt der Feststellung 
seiner Baureife. Zugleich wird sichergesellt, daß die 
Erstattung der erhöhten Grundsteuer nur demjeni-
gen Eigentümer zugute kommt, der die Steuer selbst 
entrichtet hat. 

Die Entrichtung der erhöhten Grundsteuer für das 
baureife Grundstück während der Bebauungszeit 
kann für den Eigentümer trotz des Erstattungsan-
spruchs einen wesentlichen Liquiditätsentzug be-
deuten. § 13 a Abs. 2 GrStG bietet hier die Möglich-
keit, in den Fällen, in denen mit dem Bau begonnen 
und innerhalb der Erstattungsfrist des Absatzes 1 
mit einer Fortschreibung des Grundstücks zum be-
bauten Grundstück zu rechnen ist, die Vollziehung 
der Grundsteuererhebung auszusetzen. 

Zu Artikel 6 (Teilhauptfeststellungsgesetz 1983) 

Zu § 1 

Die Teilhauptfeststellung 1983 gilt nur für unbe-
baute baureife Grundstücke. Sie gilt weder für Flä-
chen des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 
noch für den Grund und Boden bebauter Grund-
stücke (vgl. §§ 77, 82, 84 und 94 Abs. 2 BewG). Der Bo-
denwert bebauter Grundstücke ist wie bisher nach 
den Wertverhältnissen vom 1. Januar 1964 zu ermit-
teln. 

Der Bodenwert unbebauter baureifer Gundstücke 
ist nach den Wertverhältnissen im Teilhauptfeststel-
lungszeitpunkt 1. Januar 1983 zu ermitteln. Diese 
Wertverhältnisse sind auch bei Fortschreibungen 
und Nachfeststellungen von Einheitswerten unbe-
bauter baureifer Grundstücke während des Teil

-
hauptfeststellungszeitraums 1983 zugrunde zu legen 
(vgl. § 27 BewG). Die Wertermittlung erfolgt nach 
den Vorschriften des Bewertungsgesetzes. Danach 
ist der gemeine Wert in erster Linie aus Kaufpreisen 
für vergleichbare Grundstücke abzuleiten. Soweit 
dies nicht möglich ist, wird der gemeine Wert auf der 
Grundlage von Bodenrichtwerten (§ 143 b BBauG) 
geschätzt. Dafür haben die Gutachterausschüsse 
den Finanzämtern Bodenrichtwertkarten zur Verfü-
gung zu stellen. Die von den Finanzämtern benutz-
ten Bodenrichtwertkarten können von den Grund-
stückseigentümern eingesehen werden. 

Absatz 2 Satz 1 stellt sicher, daß der Besteuerung 
nur bei baureifen Grundstücken die Wertverhält-
nisse vom Teilhauptfeststellungszeitpunkt zu-
grunde gelegt werden. Zur Durchführung der Teil-
hauptfeststellung bedarf es keiner allgemeinen Ab-
gabe besonderer Erklärungen durch die Steuer-
pflichtigen. 

Zu § 2 

Nach § 121 a BewG ist beim Grundvermögen insbe-
sondere für Zwecke der Vermögensteuer und der 
Erbschaftsteuer zu den Einheitswerten 1964 ein Zu-
schlag von 40 v. H. zu machen. Artikel 10 § 3 des Erb-
schaftsteuerreformgesetzes und des Vermögensteu-
erreformgesetzes bestimmen jeweils, daß bei Ablö-
sung dieser Bestimmung die Freibeträge, Steuer-
sätze usw. bei den einheitswertabhängigen Steuern 
neu zu regeln sind. Anders als bei der künftigen all-
gemeinen Neubewertung des Grundbesitzes ist im 
Hinblick auf die im allgemeinen Teil der Begrün-
dung dargelegten Gründe allein wegen des Ansatzes 
unbebauter baureifer Grundstücke mit zeitnahen 
Werten eine Korrektur der Freibeträge, Steuersätze 
und Steuermeßzahlen sachlich nicht geboten. 

Zu § 3 

Gleichzeitig mit der Teilhauptfeststellung 1983 ist 
auch eine Teilhauptveranlagung der Grundsteuer-
meßbeträge für die neu bewerteten unbebauten bau-
reifen Grundstücke durchzuführen. 

Zu § 4 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 7 (Abgabenordnung) 

In Steuerfällen, die noch nicht abschließend geprüft 
sind, können die Finanzämter die Steuerbescheide 
gemäß § 164 Abs. 1 AO unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung erlassen. Dies gilt insbesondere bei 
Unternehmen, die der Betriebsprüfung unterliegen. 
Solche Vorbehaltsfestsetzungen können gemäß 
§ 164 Abs. 2 AO jederzeit innerhalb der Festset-
zungsfrist aufgehoben oder geändert werden. Auch 
die geänderte Steuerfestsetzung kann wiederum mit 
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dem Vorbehalt der Nachprüfung versehen und so für 
weitere Änderungen offengehalten werden. Voraus-
setzung dafür ist lediglich, daß auch bei der Ände-
rung der Steuerfall noch nicht abschließend geprüft 
worden ist. Zweifelhaft ist jedoch, ob dieses Verfah-
ren auch dann zulässig ist, wenn bei der Änderung 
der Vorbehaltsfestsetzung bereits Ermittlungshand-
lungen der Finanzbehörde im Gange sind, die wie 
z. B. eine Betriebsprüfung auf eine abschließende 
Prüfung des Steuerfalles abzielen. Durch die Ände-
rung des § 164 Abs. 2 AO soll die Möglichkeit eröff-
net werden, auch in diesen Fällen, d. h. schon wäh-
rend der laufenden Betriebsprüfung oder einer son-
stigen Ermittlungshandlung, die länger andauert, 
den Steuerbescheid zu ändern und ihn weiterhin mit 
dem Vorbehalt der Nachprüfung zu versehen, damit 
er auch nach Abschluß der Betriebsprüfung bzw. der 
sonstigen Ermittlungshandlung nochmals geändert 
werden kann. Auf diese Weise wird die Festsetzung 
von Abschlagszahlungen auf steuerliche Mehrer-
gebnisse aus noch nicht abgschlossenen Betriebs-
prüfungen ermöglicht und ein schnellerer Steuer-
eingang gewährleistet. Andererseits erhält auch der 
Steuerpflichtige die Möglichkeit, eine Änderung des 
Steuerbescheids zu seinen Gunsten zu beantragen, 
wenn auf Grund von Ermittlungen bei noch nicht 
abgschlossenen Betriebsprüfungen bzw. von sonsti-
gen Ermittlungen mit Steuererstattungen zu rech-
nen ist. 

Zu Artikel 8 (Gesetz über die Gewährung von Bil-
dungsbeihilfen für arbeitslose Jugend-
liche aus Bundesmitteln) 

Zu § 1 

Die Leistungen sind aus den hierfür zugewiesenen 
Haushaltsmitteln des Bundes zu gewähren. Daraus 
ergibt sich, daß auf die Leistungen kein Rechtsan-
spruch besteht. Aus Gründen der Verwaltungsver

-

einfachung wird auf die Erstattung von Verwal-
tungskosten verzichtet. 

Zu § 2 

Die Bildungsbeihilfen zur Erleichterung der berufli-
chen Eingliederung werden nach näherer Maßgabe 
von Richtlinien des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung gewährt. In der Vorschrift sind die 
wichtigsten Voraussetzungen und Bestimmungen 
über die Leistungsgewährung, die durch die Richtli-
nien auszufüllen sind, festgelegt. Die Maßnahmen 
sollen — wie im Grundsatz auch die Maßnahmen 
nach § 40 a des Arbeitsförderungsgesetzes — ar-
beitslosen Jugendlichen zugute kommen, die bereits 
eine bestimmte Zeit im Erwerbsleben gestanden ha-
ben, jedoch die Voraussetzungen für eine Förderung 
von berufsvorbereitenden Maßnahmen nach § 40 a 
AFG und nach den Vorschriften über die Förderung 
der beruflichen Fortbildung oder Umschulung noch 
nicht erfüllen. Auch diesen Jugendlichen sollen in 
der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage Möglichkeiten 
angeboten werden, die Zeit der Arbeitslosigkeit für 
berufsfördernde Bildung sinnvoll zu nutzen. Die An-
knüpfung an eine vorherige beitragspflichtige Be-
schäftigung und eine bestimmte Dauer der Arbeits

-

losigkeit läßt dem Arbeitsamt Zeit für vorrangige 
Vermittlungsbemühungen und schließt außerdem 
sehr weitgehend die Gefahr aus, daß Jugendliche, 
die ohnehin nach Ende der Schulzeit oder nach Be-
endigung einer Periode der Erwerbstätigkeit an ei-
ner Bildungsmaßnahme teilnehmen wollten, die Lei-
stungen mitnehmen. 

Der Begriff der Bildungsmaßnahme ist weit zu ver-
stehen. Hierzu gehören sowohl allgemeinbildende 
Maßnahmen zum Abbau von Bildungsdefiziten, z. B. 
Vorbereitungslehrgänge zum nachträglichen Er-
werb des Hauptschulabschlusses, wie auch Maßnah-
men zur Vermittlung beruflicher Grundkenntnisse 
und Fertigkeiten oder Grundausbildungslehrgänge 
und andere berufsvorbereitende Maßnahmen im 
Vollzeitunterricht. Die Zulassung der Förderung 
auch sehr kurz dauernder Maßnahmen soll ein An-
gebot an diejenigen Jugendlichen sein, die — aus 
welchen Gründen auch immer — für eine längere 
Bildungsmaßnahme zunächst nicht gewonnen wer-
den können. Maßnahmen, die den Schulgesetzen der 
Länder unterliegen, werden nicht gefördert. 

Zu § 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 4 

Die Vorschrift regelt wegen der Befristung der Maß-
nahmen das Außerkrafttreten des Gesetzes. 

Zu Artikel 9 (Beteiligung der Rentner an den Ko-
sten ihrer Krankenversicherung) 

Zu § 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Zu Nummer 1 — § 1304 e 

Durch diese Änderung verringert sich der Beitrags-
zuschuß um einen Prozentpunkt. 

Zu Nummer 2 — § 1324 

Durch diese Rechtsänderung wird sichergestellt, 
daß das Verhältnis, in dem bisher die Bundesknapp-
schaft einerseits und die Träger der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und der Angestellten andererseits 
die Aufwendungen für die knappschaftliche Kran-
kenversicherung der Rentner tragen, beibehalten 
bleibt. 

Zu § 2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Siehe Begründung zu § 1. 

Zu § 3 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Siehe Begründung zu § 1. 
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Zu § 4 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs-Neure-
gelungsgesetzes 

Zu Nummer l — § 28 a 

Zu Buchstabe a 
Redaktionelle Folgeänderung zu der Änderung des 
§ 1304e Abs. 2 RVO 

Zu Buchstabe b 
Satz 1 regelt, daß die Abschmelzung des Beitragszu-
schusses zur Rente auch die bis zum 31. Dezember 
1983 eingetretenen Versicherungsfälle betrifft, und 
zwar auch diejenigen Fälle, die seit Januar 1983 den 
Anspruch nur noch deshalb haben, weil ihnen durch 
Absatz 1 Satz 3 dieser Vorschrift Besitzschutz ge-
währleistet wurde. 

Sätze 2 und 3 regeln die Abschmelzung für die Fälle, 
in denen der Beitragszuschuß im Dezember 1983 
aufgrund der Übergangsregelungen vor Anwendung 
der Prämienbegrenzung noch monatlich 100 DM be-
trägt bzw. — ohne Rücksicht auf eventuelle Prä-
mienverändérungen — in der für Dezember 1982 
maßgebenden Höhe weiter zu leisten ist. Diese be-
sitzgeschützten Beträge werden entsprechend dem 
Verhältnis des neuen Zuschußsatzes von 10,8 v. H. 
zum bisherigen Zuschußsatz in Höhe von 11,8 v. H. 
abgeschmolzen. Besitzgeschützte Beitragszu-
schüsse in Höhe von 100 DM werden damit vor An-
wendung der Prämienbegrenzungsregelung auf 
91,60 DM abgeschmolzen, sie sind wie bisher Min-
destbeträge und können bei einem entsprechenden 
Anstieg der Rente nach der Grundregel des § 1304 e 
Abs. 2 überschritten werden. 

Zu Nummer 2 — § 41b 

Diese Regelung stellt sicher, daß der seit Januar 
1982 — ohne Rücksicht auf eventuelle Prämienver-
änderungen — in unveränderter Höhe weiterge-
zahlte Beitragszuschuß entsprechend der allgemei-
nen Regelung abgeschmolzen wird. 

Zu Nummer 3 — § 47 a 

Zur Begründung der Kürzung des Bundeszuschus-
ses im Jahre 1984 wird auf den Allgemeinen Teil der 
Begründung Bezug genommen. Die Festsetzung des 
sich danach für das Jahr 1984 ergebenden Bundes-
zuschusses erfolgt im Bundeshaushaltsgesetz 1984. 

Zu § 5 

Änderung des Angestelltenversicherungs-Neurege-
lungsgesetzes 

Siehe Begründung zu § 4. 

Zu §6 

Änderung des Gesetzes über die Krankenversiche-
rung der Landwirte 

Zu Nummer 1 — § 4 Abs. 3 Satz 2 

Die Änderung paßt den Beitragszuschuß an die Än-
derung der Zuschußhöhe nach § 1304 e RVO an. 

Zu Nummer 2 — § 63 Abs. 3 

Anpassung an die Neuregelung in § 67 c KVLG. Die 
danach erhobenen Beiträge mindern die Zuschüsse 
des Bundes zu den Aufwendungen der landwirt-
schaftlichen Krankenkassen für die nach § 2 Abs. 1 
Nr. 4 und 5 KVLG Versicherten. 

Zu Nummer 3 — § 67 c 

Die Vorschrift regelt die Zahlung eines Beitrages 
von laufenden Geldleistungen der Altershilfe für 
Landwirte. Die Höhe der Beiträge entspricht der Be-
lastung der Rentner der gesetzlichen Krankenversi-
cherung mit Beiträgen für die Krankenversicherung 
der Rentner nach Abzug des von den Trägern der 
Rentenversicherung gezahlten Beitragszuschusses. 

Zu Nummer 4 — § 94 Abs. 4 Satz 2 

Die Änderung entspricht der Änderung in § 4 Abs. 3 
Satz 2 KVLG (vgl. Nummer 1). 

Zu Nummer 5 — § 95 Abs. 1 

Die Änderung entspricht der Änderung in § 28 a 
Abs. 3 ArVNG (vgl. § 4 Nr. 1 Buchstabe b). 

Zu §7 

Durch diese Regelung wird sichergestellt, daß die 
Rentenbezieher über die Änderungen der Höhe des 
Zuschusses zu den Aufwendungen für ihre Kran-
kenversicherung unterrichtet werden und erken-
nen, inwieweit sie selbst einen Beitrag zu leisten ha-
ben. Eine entsprechende Unterrichtung in den Ren-
tenanpassungsmitteilungen ist ausreichend. Die 
Aufhebung der bisherigen Bescheide über die Höhe 
des Zuschusses und die Erteilung neuer Bescheide 
nur wegen der Verringerung des Beitragszuschus-
ses würde einen nicht zu rechtfertigenden Verwal-
tungsaufwand erfordern. 

Zu Artikel 10 (Berlin-Klausel) 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 11 (Inkrafttreten) 

Absatz 1 enthält die übliche Inkrafttretensrege-
lung. 

Absatz 2 regelt das Inkrafttreten der geänderten 
Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes. 

Absatz 3 regelt das Inkraftteten der Vorschriften 
über die Beteiligung der Rentner an den Kosten ih-
rer Krankenversicherung. 






